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Thema: Bildungsstreik unterstützen
Antragsteller: 	Der SPD-Kreisverband Recklinghausen; die AfB und die Jusos des Kreisverbandes Recklinghausen	
Antrag: 	Der Landesparteitag des Landesverbandes der SPD NRW möge beschließen:
Der Landesparteitag des Landesverbandes der SPD NRW beschließt:
Organisatorische Hilfe für den Bildungsstreik II – April/Mai 2010
Das vergangene Jahr 2009 war durchgehend begleitet von Schülerinnen und Schülern, sowie Studentinnen und Studenten, die gegen die sich verschärfende Bildungsmisere in NRW in einem weit gefächerten Aktionsprogramm bürgerliches Engagement gezeigt haben. Die Studierenden wie die Schülerinnen und Schüler werden auch im April/Mai 2010 wieder aktiv werden.
Wir wollen uns nicht allein solidarisieren, wir wollen uns konkret hinter die Schülerinnen und Schüler, sowie die Studierenden stellen. Der Parteitag fordert daher die Unterbezirke, Kreisverbände und Stadtverbände auf, im Rahmen ihrer jeweiligen Möglichkeiten Initiativen von Schülerinnen und Schülern bzw. Studierenden vor Ort zu unterstützen, indem sie ihnen ihre Räume für Konferenzen zur Verfügung stellen und zudem überprüfen, ob die Schülerinnen und Schüler die Büroinfrastuktur, wie z.B. Rechnerarbeitsplätze und Kopierer  mit nutzen können. Wenn unser Rat erbeten wird, stehen wir zur Verfügung.
Begründung:
Auch wir haben als SPD, aber auch als selbst Betroffene, als Eltern und Lehrende immer wieder auf die mangelhaften Initiativen und Ansätze der schwarz-gelben Landesregierung hingewiesen, die die Bildung in unserem Lande eher verschlechtert, dem  Bildungssystem eher geschadet, als es nach vorne gebracht haben. Zu nennen ist hier zum Beispiel die verbindliche Sekundar-Schulempfehlung der Grundschulen, die Abschaffung der Schuleinzugsbezirke, die völlig unzulänglich durchgeführte Verkürzung des gymnasialen Oberstufe (G8), die Abschaffung einer echten Schulmitbestimmung, die Einführung der Kopfnoten, die Umsetzung und Ausgestaltung der Bachelor und Masterstudiengänge und vieles mehr.
Die Maßnahmen, die die Landesregierung ergriffen hat, entmündigen Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrkräfte und entdemokratisieren den Lebensraum Schule. Sie höhlen die positiven Ansätze für individualisiertes Lernen aus und tragen dazu bei, Bildung von einem Grundrecht in eine privatisierte Ware zu verwandeln.  
Wir finden den demokratischen Ansatz im Rahmen von Demonstrationen und friedvollem Protest, den die Schülerinnen und Schüler, sowie die Studierenden zumeist gewählt haben, richtig, notwendig und vor allem unterstützenswert. Er ist für uns auch Ausdruck einer echten bürgerlichen Beteiligung in der Demokratie.
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